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Dıe Blockade der Westsektoren Berlins hat dıe Aufmerksamkeit der
SaANzZCN Welt erregt Die parallel autende Blockade der christlichen Be-
völkerung rlıns, 1€e€ siıch hauptsächlich 1m Schulkamp{£f ze1igte, fand
dagegen kaum nenNn!  rte Beachtung.

Sıe begann schon 1945, als dıe Anordnung des Nationalsozialistischen
Regimes AA Abbau der konfesstonellen Schulen (auf katholischer Se1te
w47e12 53 Volksschulen) der Potsdamer Beschlüsse nıcht auige-
hoben wurde. Als NUu uch e1ine antichristliche Hetze einsetzte den
christlıiıchen reisen ke1ine Urgane ZUr Gegenwehr offenstanden, kam
i November 1945 be1 den Kırchen einer Unterschriftensammlung,
durch dıe Q5 TOZ der erfaßten Erziehungsberechtigten dıe Berücksich-
tigung der Religion 1n der Schule verlangten. Bischot Konrad vVon Prey-
SINg atte gleich nach der Besetzung Berlins eine Instruktion den Klerus
herausgegeben, in der auch dıie Stellung ZUF Schulfrage festgelegt wurde;
1n einem Hirtenschreiben verlangte dıe katholische Schule für dıe
katholischen Kınder und den Religionsunterricht der Schule. Die
Alliıerte Kommandantur ordnete April 1946 den zweistündıgen
Religionsunterricht als normales Schulfach z d%e konfessionelle Schule
jedoch wurde nıcht wieder eingeführt.

Durch dıe Inıtiative der Ordensgesellschaften wurden die VO! dem
Naziregime unterdrückten privaten Schulen gleich ach der Kapıtu-
latıon wıieder eingerichtet. Die Lie1ter der chulen zeigten 1e6S der Stadt-
verwaltung und der Ommandantur Dıe Stadtverwaltung 1gnorierte
sS1e zuerst, bis durch das Eingreifen der Kommandantur eine Besichtigung
I'l<d dıe Anlegun der en herbeigeführt wurde. Das Ergebnis wr die
AÄnordnung der Kommandantur VIO: Februar 1946, die Schulen seien
zugelassen. In der Folge wurden aqußer den fünt autf diese We1ise wıiıeder
genehmigten Schulen och 7wel welitere e1ne Volksschule un.: eine
höhere Schule bestätigt.

Antangs 1946 begann der kommunistisch beherrschte Magıistrat von nOolSs-
Berlın 221n Schulgesetz vorzubereiten, durch das uch 1n Groß-Berlin w1e
1n der russisch besetzten Zone die Einheitsschule eingeführt werden sollte
Vorgreifend wurde dıe dieser Einheitsschule durch den stuten-
we1lisen Abbau der höheren Schulen, un: damıt auch der zugelassenen
Privatschulen, angeordnet. Auft Anordnung der Weestmächte unterblieb
dıe Durchführung ; S1C wurde annn uch 1n letzter Stunde (August
V'O! Hauptschulamt zurückgenommen. Eın 7weıter Hirtenbriet des Ber-
lıner Bischofs, der och einmal dıe katholische Schule TÜr die katholif
schen Kınder verlangte, verhallte wirkungslos.

Das VO kommunistischen Magistrat vorbereitete Gesetz wurde nıcht
verabschiedet, da inzwischen (0)  er die Wahlen Stadtver-
ordnetenversammlung eine HE UC Lage geschaffen hatten. Nıcht dıe kom-
munistische Parte1 (SED), sondern d1ıe sozialistische Z0g als stärkste
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und mit ıhr neben der SED die CDU unFrak 1Ns Stadthaus C1MN,
die 117  D

Für dıe weltere Entwicklung _wurde wichtig, daß auf rund der
Mehrheitsverhältnisse ohl der Posten des Stadtrates für die Volksbildung
durch cn Mitglied der SPD besetzt wurde, da{ß ber nicht ohne ruck
der Russen e1 un: Zusammensetzung des Hauptschulamtes un
er Bezirksschulämter 1 wesentlichen blıeben, W1C UuUnNntier den
O C bestanden. Dıe Mehrheit dieser Schulräte vertritt die

kommunistische und dıe Linkssozialistische Weltanschauung. Es sSind ZUm
"Die1il dieselben Männer, die den WaANZISCL Jahrein dien; wieltlichen
Schulen Berlıns arbeiteten oder als sog1ena:nnbe entschiedene Schulreformer
autftraten Wa1as damals milßlang, we1il kein ‚eister C1NECN Lehrling C11N-

stellen wollte, aut dessen Zeugn1s dıe Beurteilung Religion fehlte,
sollte diesmal gelingen. Man wollte die einzigartıge Gelegenheit und dıe
Unterstützung der Russen benutzen, die Reform unter dem Mouotto: des
BPortschritts durchzuführen

Eıne der drei Hauptforderungen dieser Retorm 1SEt die Trennung vion
aSchule und Kirche. FEıne weitere dıe Bese1tigung der Klassengegensätze.

Es dart keine Schule besonderer Bıldung oder Klassen geben Jle Schüler
aller Volksklassen sollen nNnu  Jan 1116 Schule, dıe Einheitsschule besuchen.
Vor allem so11 CS keine doppelte Lehrerklasse geben, dıe sıch durch 'Titel,
Gehalt der Bıldung unterscheidet. Darum einheitliche Bıldung der Lehrer

der Lehrerakademie, durch 1e 1 Zukunft alle Lehrer ohne Ausnahme
gehen INUSSCNHN. ine eiw2 notwendige Fachausbildung sollen die

Zusatzkursen erwerben. Die drıtte Forderung der Retform 1St die der
Humanıtät un des Fortschritts ach der marx1istischen Gesellschafts-
ordnungz und Weltanschauung.

Als MNeuenN Stadtparlament dıie kommunistische Fraktion ihr
Schulgesetz wieder einbrachte mußte auch der Magıistrat unter en
rung der SPD C111 Magıstratsvorlage vorbereiten S1E schlo{f siıch
wesentlichen dıe Vorarbeiten der Schulräte und Wr de ment-
sprechend V ON ‚„ ommunıstischem und linkssozialistischem (Ge1iste beherrscht K  s  S

In dıe unterste Klasse der Eiınheitsschule sind alle Kiınder einzuschulen,
die Lauftfe des KalenderJjahres das sechste Lebensjahr vollenden. Dıe
Schulpflicht endet mit dem Schlu{£ß des Schuljahres, dessen Kalender-
jahr dieSchüler das 18 Lebensjahr vollenden Für Kınder mMI1t Ausfall-
erscheinungen und Schwächen gibt C  N Sonderschulen, nıcht aber TÜr Be-
gabte. Höhere Schulen g1bt nıicht mehr Statt dessen gliedert sıch. 1100  —
halb der Einheitsschule der Unterricht mi1t der stebenten Klasse e1NemM
SEMCINSAAMCN Kiernunterricht und wahlfreie Kurse. die auch die
Möglichkeit zwe1liten Fremdsprache, dies Lateinischen, bieten.
Schon mMit diem fünften Schuljahr beginntder Unterricht 1 Cincr lebenden
Fremdsprache ach freier Wahl (Englısch, Französisch der Russisch).
Im NecunNtkfen Schuljahr vollzieht sich dıie Gabelung C1NCN praktischen
un F w1issenschaftlichen Zweig, der die Ausbildung NnAaturw1sSsen-
schaftlicher, neusprachlicher und humanıstischer Rıchtung ermöglichen
soll An dıe Stelle der praktıschen ehre mıit Berufsschulunterricht ann
dıie Berufsschule. treten. Für die wissenschaftliche Ausbildung Sind solche
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Ausnahmen nıcht möglıch. Der Anordnung der Militärbehördee muj{fßte 1iNanl

Folgie e1isten un! deshalb den Religionsunterricht das („esetz auf-
nehmen Er sollte aber Sache der Kırchen, Religi0ons- und Welt-
anschauungsgemeinschaften SCIN, denen auch dıe Verantwortung auter-
legt wıird da{ß der Religionsunterricht gemäß den für den allgememnen
Unterricht geltenden estimmungen erte1ilt wıird HKr so1l die Eckstunden
verlegt werden e1ß umkämpft und besonders entscheidend für dıe
Stellungnahme wurde er als alleinıgen Iräger tür das Schul- un
Bildungswesen Ge bie te rofßs-Berlın dıe öffentliche Gebietskörper-
schatt TOofßS-Berlın vorsah und demgemäß andere Rechtsträger (z
Privatschulen) ausschlıeßen wollte

Am 13 November 1947 wurde das Gesetz der Stadtverordnetenver-
sammlung mMit Stimmen an ZSCHOMMEN

Im Frühjahr und Sommer 1947 ZINSCH V'IO]  e} Elternversammlungen und
einzelnen Lausende Protesten das (»esetz den Magıistrat und
dıe Stadtverordnetenversammlung ach Verabschiedung dies Gesetzes
erneuerten siıch dıie Proteste be1 Magıstrat Stadtverordnetenversammlung
un Milıtärbehörde Kardınal V'O Preysing suchte aut dıe Miılıtärbe-
hörde einzuwirken, dafß dem Gesetz dıe Genehmigung veErsagt werde
Man glaubte da{ß die Vertreter der Westmächte über dıe Schablone
haben un! demokratischer Gesinnung gefestigt SI  9 und m  9 S1C

würden dıe Vergewaltigung der Elternrechte nıcht M1L iıhrer Zutimmung
decken. Als dann Frühsommer 1948 dıie Genehmigung als bevOr-
stehend der Presse angekündigt wurde, wandte iInNnanll sich VIO  z

erziehungsberechtigten Eltern unterschrıebenen Adresse Kar-
dinal TeySINg, möchte noch einmal 16 Rıeechte der Eltern be1 den
Militärbehörden vertreten Der Kardınal begab sıch darauthın 7USammecn

mMI1t dem evangelıschen Bischof Dibelius ZuUum geschäftsiührenden Kom-
mandanten

Das Gesetz wurdeie trotzdem bestätigt. Eıne wesentliche Veränderung
hatte NUr der S erhalten. Danach sollten dıe b1is dahın genehmi1gten
Privatschulen bestehen Außerdem behielt sıch dıe Milıtärbehörde
VOrL och kleine Anzahl VON WE Privatschulen genehmigen

Aufschlußreich ist Blıck auf dıe Haltung er einzelnen polıtischen
Gruppen gegenüber dieser chulretform

Dıe eigentlichen Betreiber der ‚„„Reform Sind dıe Schulräte und dıe
politische Parte1 der SED Ihre Freundeıe haben der russisch besetzten
Zone dıe Eıinheitsschule schon vorher eingeführt Dort lag 1so das Ideal
V.OT dem) S1C zustrebten 1e verhältnısmäliig DECECINSDCI Abweıichungen
s1ind Zugeständnisse dıe Opposıtion, dıie propagandistisch als Bewe1is
der "Loleranz hervorgehoben wurden Es sind hauptsächlich die Bestim-
INUNSCHN ber den Religionsunterricht, das Zugeständnis er Z wie1ben. FPFremd-
sprache schon siebenten, nıcht erst NECUNT Schuljahr, und der
Satz des ‚‚Dabei (d e1mM 1e]1 der Heranbildung VIiO!] Persönlich-
keiten) sollen die das Christentum dıe {Ür dıe Entwicklung
Zzum Human1ısmus, ZUTC Freıiheit und ZUr Demokratie wesentliıchen gesell-
schaftlıchen Bewegungen, das kulturelle Erbgut der Mensch-
heıt einschliefßlich des deutschen Erbgutes, ıhren ALz finden Politisch



Der Berliner échulkarqpf
sollte das Gesetz die Einbeziehung Berlins 1n die Ostzone schaffen helfen. Es
sollte auch e1n Bekenntnis der SPD Z Marx1smus erzvelen und e1in e1n-
heitliıches Zusammengehen der beiden marxıstischen Parteien aut anderen
Gebieten vorbereiten. Da dieses Z1ue erreicht wurde, kam während der
Debatte 1m Stadtverordnetenkolleg1ium 1n den en der Kommun1sten
m1t großer Genugtuun ZU Ausdruck. Die Kommunisten hatten auch
gehoffit, dıe CDU be1 der Auseinandersetzung übe das Gesetz spalten.
reicht wurde.
Hs Wr sichtlich e1ine gr»oße: Enttäuschung für S16e, das Gegenteil CIr-

Für dıe Haltung der SPD arcmn maßgebend: der ruck der Schulräte
(‚Die Schulräte stein1gen MICH::, WAar die Begründung des Stadtrats für
dıe Ablehnung aller Zugeständnisse dıe Opposition), terner das Ver-
haftetsein der soz1alistischen Stadtverordneten dıe alte Parteidoktrin
un! dien Marx1ismus. angs verrıiet e1ine gyeW1ssE Unsicherheit noch das
Unbehagen. Als aber einmal der Beschlu{fß Z Eintreten tür das (Gesetz
gefaßt WAar, hielt die SPD 1n gyewohnter Parteidisz1iplin

Dıie LDP Irat gleich anfangs fÜür das (eset7z e1In, nıcht AaUuUS denselben
Gründen WwW1e dıe soz1alistischen Partetien, sondern: aus den Anschauungen
des Liberalismus. S1e erwarteten Von der einheitlichen chule e1iNe Ver-
wıischung der konfesstonellen un weltanschaulichen Gegensätze un das
Heranwachsen einer einheitlichen Nationalanschauung. Dıe Haltung des
Großteils der Elternschaft DSCDCN das esetz veranla{ite S1e, nachträglich

verlangen, da{iß dıe Schulie auch dem Christentum offen SC1 Als 1n
er obenerwähnte Satz eingefügt wurde, er uch das Christentum

unter den Bewegungen aufzählt, dıe 1n der chule‘ Platz finden sollen,
stimmte die eine Hälfte er Parte1 Iür, die andere Hälfte das
Gesetz
e CD  e verfirat V'O!  ) Anfäng grundsätzlich dıe Bekenntnisschule,

sıch jedoch zunächst einmal mMmI1It dem Gedanken auseinander, ob
nıicht angesichts der Tatsache, daß Bekenntnisschulen keine Aussıcht Qut
Annahme hatten, be1 entgegenkommender Haltung praktisch mehr für
dıe Elternrechte herauskomme, WCNN CIn Teıl der SPD dadurch Kıon-
ZesSsSLONEN veranlaßt würde. Abgesehen davon, daß e1n solches Vertrauen aut
eın Entgegenkommen der SPD-Abgeordneten sıch als Fehlrechnung erwıesen
hätte, ergaben dıe Vorbesprechungen bald, da{ß der vorgesehene Stand-
punkt unhaltbar WAr. Hs handelt siıch nämlıch das Grundrecht der
Eltern, dıe Verantwortung für dıe rzıehung der Kınder Lragen, das
ihnen VO Staate nıcht CHNOMMEC! werden kann Schon der Versuch a7ı
1ist Unrecht Ferner annn der Staat 1ur auf Recht und Gerechtigkeit aut-
gebaut werden, und esetze sınd UL dann xerecht, WICHNN S1C: er Rechts-
ordnung dıenen, nıcht, ennn s1e Unrecht Lun Aus solchen grundsätz-
liıchen Erwägungen heraus kam der einstimmi1ge Beschlufß der CDU
stande, das Gesetz abzulehnen. S1e brachte e1inen eigenen Gesetzesvor-
schlag e1n, der nıcht iıhr eigeneEs Schulideal vorstellte, sondern dem Ge-
set im Siınne der Magistratsvorlage e1InNe Fassung yecben sollte, die ZWAr
dem christlıchen Bevölkerungste1l nıcht gerecht wurde, ber doch die
tormelle Ungerechtigkeit un Gewissensbedrückung vermı1ed. Als diese
Vorlage VON d:e r Mehrheit abgelehnt worden WAar, bemühte sich die
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Frakeon, ciuch Abänderuhgsvbrschläge dem Gesetz die größten Härten
nehmen. uch dıese Vorschläge wurden 18208 der Mehrheit abgelehnt.
In der Presse verirat nu  + die Frauenwochenschritt SI das Recht

der Eltern Der damaligen Unionszeitung Wr e1n wirkungsvoller Einsatz
al möglıch. 111e gesamte kommunistische soz1alıstische Presse,
die das Feld beherrschte, WTr gre g©n christliche un HeCDCN private Schulen.
Dıe parteipolitisch nıcht gebundene Presse l1eß gelegentlich uch Stimmen
der christlichen Kreise Woort kommen, edoch in einer Dosterung, die
der gegenteiligen Haltung geflissentlich das Übergewicht gab
Sanz ihrer sonstigen Haltung entspricht, das christliche Gedankengut ZU-

rückzudrangen.
Dıe evangelısche Kirche trat gleich anfangs ICbenso w1e diıe katho-

ischie TÜr die Forderung der Bekenntnisschule Cin. Es gxeschah der
klaren Erkenntnias, dafß Schulretorm und Einheitsschule MNUr darum
tätige Vertreter finden, weil 1im Grunde der Kampf{ das Chrıisten-

geht. Zeitweise ze1igte sich in der Haltung der evangelischen Kıiırche
e1in Schwanken, indem durch die Forderung einer ‚„Christentums-
offenen‘“‘ Kirche glaubte, den och gläubigen Menschen des Sozialısmus
e1n Einlenken ermöglichen können. Aber bald erkannte mMan, da dıe
Hoffnung aut Verständnı1s be1 der SPD aussichtslos WAdrT, und nament-
lich, da{ß dıe NEeCUC Haltung inkonsequent WAar und sich juristisch nıcht be-
gründen e{ Man besann sich aut das den Totalıtäts-
anspruch dies Staates. tionalsozialismus - e1nN-Das Gesetz brachte dıe Fortsetzung des 002881 Na
geleiteten Kampfes dıe Kirchen. Es sagt ZW. nichts SCDCH dıe
Bekenntnisschule. Das Gesetz definiert dıe Einheitsschule als einNe Or-
ganisationsiorm der Schule 1n einem einheitlichen, 1n sich gegliederten
Aufbau der zwölfjährıgen Schule, aut die sich die Schulpflicht VO! bıs
15 Lebensjahr bezieht Es könnten arum ach Konfessionen. ELITENNTLE
Einheitsschulen bestehen. urch diese Tatsache l1efßen sich anscheinend
dıe Vertreter der Westmächte täuschen, weshalb er Widerstand der
Kirchen das Gesetz V'O! den Offiızieren der Militärbehörden als
unverständlich empfunden wurde. Einer der Kommandanten gratulierte
Kardinal V'O!] Preysing, wiöe1il das Geseftz 1ıhm dıe volle Fpeiheit ZuUur Eın-
richtung konfesstoneller Schulen gewähre.

Dıe Schulverwaltung aber un die sozialıstischen Parteien fassen.
offenbar ZaNZ anders auf Der Leıiter dies Hauptschulamtes erklärte:
„„Unser klares Ziel für die Entwicklung der Schule 1st dıe Verwirklichung
dies marxıistischen Soz1alismus.‘“ In derselben Erklärung kommt der Satz
VOT: „„‚Natürlıch werden wWwIr dıe Lehrer, dıie uns nıcht passCH, 7zuletzt ZU-

lassen.““ Das DezOog sich ach dem Zusammenhang 7zunächst auf das
Fach der Geschichte; k deuten aber manche Tatsachen auf eine allge-
MEe1NE Anwendung dieses Grundsatzes hin. tiornalsozia‚—Das Gresetz bietet dafür durchaus 1e Handhabe Der Na
lismus hatte versucht, dıe Schule Z Werkzeug seiner Pläne machen.
Es gelang ıhm nıcht vollständig. Denn agllen Gewalttaten und Schiıkanen
Irotz konnten ıhm dıe rn iıhre Kiınder durch Ummeldung auf eine
andere Scäqle entziehen, WIC di@' Einfl-ußnghmve auft dıe bisherige Schule



N1C.  ht fruchtete. S1ıe wA4ren ach Verfassung und Gesetzge ungs die
ersten Erziehungsberechtigten. Auch den Lehrern boten die Beamten-
und andere Rechte ahmen, innerhalb dessen manche Gewalt-
tat in ihrer Wirkung vereıteln der doch abschwächen konnten. Das

Berliner Schulgesetz beseitigt diese Schranken. Hs 411 jedes Kind
SC1INEGTr Zwangsschule ZUWC1SCNH, deren Besuch M1 allen Zwangs-
mitteln des Staatbes, auch durch d1ie Bestimmungen der Schulpflicht eran-
ZEZODECN werden kann Es Jlegt diıe Reechte 1e Hand der Gebietskör-
perschaft TOoflß-Berlin, die S1C ihrerseits wıeder Manne ZuUr A
Ausübung kommen läßt, dem Leiter des Hauptschulamtes. Durch iıhn
kann der totalitäre Staat Waıallkür ausüben. W as VOTIN Nationalsoz14-
lismus angestrebt, aber ıcht vollkommen erreicht wurde, 1St hıer ZALE

Vollendung gebracht. Den Eltern 1st kai1’l Rıecht mehr gelassen. Diıe
Elternausschüsse sınd C11C Einrichtung, durch welche dıe Eltern Zur ( ]

antwortlichen Mitarbeit Schulleben herangezogen werden können,
Ssiınd ihnen ber kue‚ime Rechte zugestanden. Die Lehrer sind ihrer

Ausbildung, Anstellung und der Führun des Amtes völlig abhängig
iem Hauptschulamt Ja selbst das Bestehen der Prüfung annn vVvVon be-

stimmten Voraussetzungen abhängig gemacht werden, eLw2 VO  - der
Tätigkeit für C1NC bestimmte Staatsparte1 oder en Berichten der Spitzel

estimmten UOrganisatıon, WIC WI1r das VOIL rüher her kennen.
Diese Erfahrung aßt auch jetzt.manche Vorkommnisse ıhren Hıinter-
gründen verstehen.

In der Verwirklichung des Prinz1ips V'O' der "Lotalıtät des Staates hegt
der Hauptfehler des Gesetzes. HKs sind wohl nıcht u letzt dıe Ertah- SCS NT
runscnh des Schulkampfes die den evangelıschen Bischof Dibelius VELIr-

anlassen, SI  (1 Reden ZU.: Widerstand ZC g'311 die Totalıtät des Staates
autfzuruten.

er CINZ19C Ausweg, den das Gesetz schr beschränktem Ma{fiße den
Katholiken unr Erfüllung ihrer Pflichten äßt 1STt 1e Gründung On

Privatschulen DIie Katholiken des Stadtteils Neukölln haben diesen Aus-
WCS schon beschritten und C106 prıvalte Einheitsschule beantragt und SC-
gründet, dıe gleich 1 ersten Jahre VON 600 Kındern sucht wurde.
Obwohl der Antrag sofort ach Veröffentlichun_g des (sesetzes stellt
wurde, 1st die formelle Genehmigung bis heute‘ noch nıcht erfolgt.

Für die Anhänger der ‚evangelischen Kirche brachte das Gesetz
C116 völlig Lage. Bıs dahin WAar 1e tradıtionelle und gesetzliche
Lage dıe der bekenntnismäßigen Volks- Höheren Schule als Regel-
tall 111e evangelische Bekenntniskirche hatte auch WECDCN der gewalt-

Änderung dıeses Zustands dien. Nationalsozialismus QC-
kämpft. Es WAar damals ungesetzlıche Maißlßnahme. Jetzt wurde S1C
ZU Gesetz erhoben Dıiıe Vertreter der evangelischen Kırche ireten eben

WI1IC die Katholiken dıe Vergewaltigung der Grundrechte und
-freiheiten aut Zum ersten Mal der Geschichte siınd dıe rotestanten
Berlins ZUE Sicherung der relig1ösen Erziehung ihrer er aut denWeg
der Privatschule aNDZCWICSCN. S1e haben den ch beschritten und fürs
StTEC Volksschulen und e1  =) Gymnas1um beantragt. Der Durchführung
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ıhrer Vorhaben stehen qußer den behördlichen auch große geldliche
Schwierigkeiten entgegen.

SO konzentrierte sıch der Schulstreit 1 Berlın zunächst aut den Kampf
dıe Privatschule. Kr wurde V'U der Schulbehördıe eingeleitet, indem

S1C dien Privatschulen mitteilte S1C dürften Zukunft keine Schüler aut
dıe unteren Klassen aufnehmen, sondern 1ur och dıe oberen. Klassen
weıterführen DIe Privyvatschulen antworteten, S1C nähmen Schüler W1C
bisher aut Es gehe nıcht A  b} dıe durch (Gesetz un: Anordnung der Kom-
mandantur garantıerten chulen auf diem Wege der Schülersperrung
aufzuheben In der olge mulßte dıe Schulbehördie sıch den Rechts-
stand der Privatschulen rügen S1e machte be1 Aufbau befind-
ıchen Mädchenschule den Versuch S1'C dıie Öötftfentliıche Einheitsschule
einzugliıedern. uch! diesen Versuch mu{(ßte S1'C aufgeben. 1e Privat-
schulen haben ıhren Rechtsstand wen1igstens dien Weestsektoren bısher
gewahrt.

In den folgenden Wiochen bemühten sıch dıe Vertreter der Behörde,
dıe Genehmigung der evangelischen Schulen vereıiteln. Sı1e machten
ihren Einflu{(ß aut dıe Militärbehörde diesem S1inne geltend Durch das
Ausscheiden den Russen aus er Kommandantur schren C11N! oormelle
Genehmigung schon deshalb unmöglıch WE dıe Behörde dıe die (Je-

Be1 denne.  gung erte1ilen hatte, rechtlich nıcht w1irken konnte
mündlichen Verhandlungen dies Vertreters der evangelischen Kırche
dem amer1kanıschen. 171er operverte dieser MI1Tt dien E1ınwänden. dıe
kontessionellen Schulen SeC1CN. reaktionär SC dıe Schuld veDE
ıen eindringlıchen Argumenten dies kirchlichen Vertreters gegenüber VC

tirat art den Standpunkt ‚, Wir Amer1ikaner haben schon WII 1eDE
ZCDCH den deutschen Militarısmus un dıe deutschie Schule führen mMuUSSCH ;
W1r wollen nıcht noch C1iNeN drıtten führen ‚„‚Geradı weil S1e dıese Schul-
polıtık tführen werden S1e den drıitten tühren INuUuSSCHN WAdr darautf dıe
Antwort Man we1iß nıcht ob der Otfftizier den vollen Sınnn dieser Antwort
verstand Als aber auch 2nnn noch nıcht SC111LC Zustimmung wen1gstens
ZuUur stillschweigenden Duldung der aufzumachendien Schulen geben wollte
erklärte 1ıhm der Vertreter der evangelischren Kirche ‚ DIE chulen.
werden eröffnet nıcht mMI1t Ihrer Genehmigung, annn ohne dieselbe
WL nıcht aut gesetzlichem Wege dann auft ungesetzlichem S1e MOSCI
mich ann nachher 111585 Gefängni1s setzen, WI1IC der Nationalsoz1alısmus
getan hat Das ich Ihnen ‚en (»e1ist den WI1Lr Nationalsoz1alismus
bekämpft haben werden WIr auch Ihnen bekämpfen

Eıne solche Antwort hatte der Offizier nıcht erwarte Er lenkte e1in
und Ließ siıch dıe Anträge ule1iten In C110 Schreiben dıie Kırche
legten dıe Ot{iffiziere der Erziehungsabteilungen der rel Weestmächte dıe
ıhnen vorgetragenen Dıtterenzen zwıschen en Vertretern der Kırchen
und dear Berliner Schulverwaltung dar, deren ‚Ösung 1hnen unmöglıch
schien Kırchen und Schulverwaltung möchten siıch ZEMECINSAMEN Ver-
handlungen CI  ' und der Militärbehörde Vorschläge machen. Dıie $f1-
ZECTC kannten ohl nıcht dıe "Tıete und den Krnst der Dıfferenzen
Dıe Besprechungen blieben wesentlichen unfruchtbar Der Schul-
verwaltung kam daraut d dıe Kırchen ZU. Verzicht oder
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Be.gnedzung dle Privatschulen verpfilichten und ıhre ‚„‚Schulreform‘“
reiten Dıie Kirchen aber konnten dıe Grundrechte der Eltern I1‚i\Ch'l

verschachern.
Inzwischen hatte S  N sich mi1t Begıinn dies Schuljahres ergeben, daß dıe

evangelischen Schulen NUur ZU. Tie1l un dann Nur mi1t verhältnismäßıg
wen1g Schülern aufgemacht werden konnten, während dıe e1ine 18119

katholische private Einheitsschule gleich mi1t a 600 Schülern begann.
Darum irat dıiese jetzt 1n den Mittelpunkt dies Kampfes. Ihre offizielle
AÄnerkennung Wr och nıcht ausgesprochen. Es ergab sich be1 Be-
sprechungen mit amer1ikanischen Offizieren, da{ß das VO“  — mehr als Zzwiel
Monaten eingereichte Gesuch gar nicht weitergeleitet worden WT, Es
wurde der Vorwurt der Ungesetzlichkeit gemacht un den Eltern
brieflich, persönlich, durch Bestellung auft das Amt un uch durch Rad1o
mit dier Polize1i gedroht. Aber dıe Eltern 1veßen sich nıcht erschüttern und
dıe Drohung durchs Radıo hatte den Erfolg VO:  } einıgen Neuanmeldungen
Anl der Schule. Durch dıie Drohung mi1t der Polize1 kam dıe Angelegen-
he1it auch 1n den Bereich anderer Amter dies Magistrats. Der stellver-
tretende Oberbürgermeister weigerte siıch, dıe Polizei ZUur ustragung
parteipolitischer Ditfferenzen einzusetzen.

111e Miliıtärbehörden zeigten sich zunächst beunruhi1gt, weil iNan hne
formelle Genehmigung begonnen hatte Schlreßlich aber hatten S1C Ver-
ständnıi1s tür das Argument, da{fß angesichts der Operationsunfähigkeit der
Kommandantur e1ine formelle Genehmigung nıcht en —-  se1, dafiß
ber darum doch dıe Eltern nıcht ıhr Grundrecht gebrach‘ werden:
könnten. Das entsprach namentlich der englischen Rechtsauffassung. SO
besteht er schwebendeie Rechtszustand bis auft en heutigen Lag

Andere Dıttferenzen iraten aut Infolge er Blockade CS 1n dien
Ööffentlichen Schulen vielfach den Mitteln ZU Ausbau un ZUT: Be-
seit1gung der Bombenschäden. Es ;ehlte uch Kohlen, besonders 1n den
Westsektoren. Es ‚mu{iiten me1list Z7wel und mehr Schulen in einem (re-
bäudeie unterrichten, Anzahl un: änge der Schulstunden vielfach gekürzt
werden. Dıe Klagen der Eltern ber den ungenügenden Unterricht wollten
nıcht verstummen

Besonders e1idet der Relig10onsunterricht, der iın den Eckstunden statt-
t1indien so1l, dıe infolge der Zusammenlegungen besonders bedroht Sind.
Im Normalfall 1st ll be1 schlechtem W illen des Schulleiters vieltfach
undurchführbar, be1 gutem und bestem Wıllen oft unwürdig und
möglıich, sehr Oft 2GHUBR möglıch durch Opferwilligkeit und Eiıfer der
Lehrerschaft. Junglehrer w1ssen, da{ß S1e siıch den ank VO!  a} Vorgesetzten
erwerben, WCNNn S1e durch Worte und interessante Schulveranstaltungen
dıe Kinder V'O' Relig10nsunterricht fernhalten. SI0 merkt nachgerade
jeder, w 4S VO den Propagandareden über den Schutz der relig1ösen Be-
lange zu halten 1st, abgesehen davon, da{fß dıe Bestellung un Bezahlung
der Religionslehrer dıe Kirchengemeinschaften dien größten Opfern
zwingt. Für dıe Katholiken kommen immer Nnur dre1i oder vier ieh
1in jeder Klasse 1n rage. Verhandlungen, katholische Kınder 1n einer der
Parallelklassen unterzubringen, führten mehrmals Versprechungen er
obersten Schulleiter, deren Einhaltung aber durch diıe Schulräte vere1ıtelt



wurde. Viele Kinder haben N1Ee el onsunterricht bekommen. Eın-
elne Piarrer helfen sıch kurzer Hand, indem sS1C dıe Kınder kirchen-

Räumen zusammenrufen, Cc1iMN Verfahren, das gelegentlich dıie
CiINZIS mögliıche Art 1St den Religionsunterricht technısch durchzu-
führen, das aber dıe Durchsetzung grundsätzlichen Forderung g_
tährdet. Die ZaNZC Lage schürt die Unzufriedenheit und Erbitterung
we1litesten Kreisen.

Eıne mer wıeder erhobene Klage betrifft dıe Lehrer. Eın "Tieil der
Lehrerschaft, nıcht Nur der alten Lehrer, findet mit Recht Lob und An-
erkennung. Di1e Mehrzahl aber sind schnell und behelfsmäßig ausgebildete
Jung- und, Neulehrer. Darum sind manche ungee1ignete Kräftfte untenr
ihnen, ber auch dıe gee1gneten machen noch manche AnfTangsfehler
Das Schlimmste 1ST, da bei Ausbildung un! Auswahl großer Wert aut'
Linı:entreue Sınne des Kommunismus der WEN1SSTENS Marxismus
gelegt wird.

111e Lehrbücher, namentlich 1 Geschichte, tellen dıe Kırche als C1iNECN
groisen Macht- und Kulturfaktor der Vergangenheitdar heben aber
den Machtanspruch hervor, wodurch dem chein VonNn Toleranz
und Objektivität die Immoralıtät dieses Machtanspruches ohne innere
Berechtigung den Herzen der Kınder merstörend wirken IMNUu:

DIie Schulverwaltung wendet der Durchführung der Schulreform ıhre
Hauptaufmerksamkeit Dabei achtet S1C sorgfältig darauft da(ß die
Gesetzesbestimmungen ZUur Unterdrückung der Gegenseite schärfstens Zur

Anwendung kommen, während S1LC selbst sich durch einschränkende Be-
stiımmungen nı beschwert ındet und sıch iıhrem Übereifer manche
Übertretung zuschulden kommen äßt Wenn auch nıcht gerade mMIt Sorg-
falt, wurdıe doch3}  1T schr groißßsem Eıfer die Umgestaltung des Lehr-
und Unterrichtsplanes des tüntften und des neunNten Schuljahres be-
trieben, denen sıch die NECUCN Bestimmungen. der Einheitsschule ZUEerSt
auswıirken mußfiten. Da bei den höheren Schulen durch den Wegftall ihrer
untersten Klasse Lehrkräfte tre1 wurden, übergab inNnan Vorliebe das
entsprechendie tünfte Schuljahr solchen. treiwerdendien Studtienräten Das
Experiment t1el manchen Fällen recht unglücklich 4us. Dıiese C
die gewohnt 9 MmMI1t eiNCr Schar ausgewählter un lernlustiger Jungen

arbeiten, kam mIit der grolßen Masse wıderstrebender schulfeindlicher
Elemente nıcht zurecht, Zzumal MITL derRıeform auch dıe Miıttel er Schul-
diszıplin beschränkt worden

Während INnan 1U  $ für dıe körperlich und geistig nıcht genügend ENT=
wıickelten Kınder Sonderschulen zulälst, werden d1iese im Sınne der Retorm
tür dıe Begabten verwelgert. uch ihre Zusammenfassung Sonder-R  e klassen wird hartnäckig abgeschlagen. Sıie sollen der Einheıit des
Volkes stehen bleiben. Darın steht INa den Hauptsinn der Einhe1its-
schulie Dıiıe Eltern beobachten dıe Unlust un: Langeweile be1 ıhren Kın-
dern, S1C glauben deren Verwilderung betürchten un sind viel-
tach aut der Suche ach anderen Schulen Be1 den Behörden selbst kann
iNan dıe Befürchtung des Andrangs den Privatschulen sichtlıch test-
stellen Di1ie Gegnerschaft dıe Eıinheitsschule wächst Gleichzeitig
wächst auch das Bestreben der Behörden deren Förderung und Aus-



mMI1t Sonder SCNHy, W<Oblßi S16 S1C aber immer wieder durchdıe finanz lle Bedrär behindert sehen
Im russischen Sektor 3a  wırd besonderer Weert auf dıe Pflege der Yruss1-

schen Sprache gelegt. S1e mu(ß eine genügendie Anzahl VIOI Stunden haben.
und NUr bei „geuütem Erfolg Öagl dıe Versetzung erfolgen Häufige
eingehende Besuche russischer Offiziere überwachen den Erfolg der
russischen Sprache und in der Behandlung bestimmter "Themen. WwIEe Z wi1-
jahresplan, Arbeit und Wirkung der ‚„‚öpalter Berlins USW. Die Lehrer
mussen ıhre schriftlıche Vorbereitung der Schulstunden vorlegen. Der
Eindruck, daflß einerse1ts die Schule Propagandazwecken m1(-
brauchen, ber das deutsche Volk VIO  a} seINer Bıldungshöhe
herabdrücken will, wıird immer stärker. Anderseits wurde vıel ‚eld auf
die Ausstattung der Einheitsschulen mıit Lernmitteln verwandt. Irotz
aller Schwierigkeiten suchten Schulleiter un: Schulräte die Leistungen

ste1igern, besonders 1n den Klassen, dıe für dıie Eiıgenart der Einheits-
schule bestimmend s1ind Das scheitert aber auch w1ıieder 1n der letzten.

C&,  1t a der katastrophalen Wirtschaftslage un: allgemeinen Geldnot.
Die bauliche Wıederherstellung der Schulen äßt 1n allen Sektoren schr
u wünschen übrig.

In en letzten ‚Oonaten stand der Kampf dıe 1n 18 dies Schnfl—
ZESEIZES vorgesehenen Elternausschüsse 1mM Vordergrund. Die Schulräte
hatten durch ‚‚Richtliınien“ deren Bıldung anNgereST. Das geschah noch
VIO der Spaltung West- und Ost-Berlin. 1e Rıchtlinien sahen VIOT,;
da{ß dıe Vorsitzenden der Klassenausschüsse den Schulausschuß bilden
sollten, deren Vorsitzende innerhalb eines Bezirks den Bezirksausschu{(ß
ausmachen. Die Bezirksausschüsse stellen ihre Vertreter tür den Stadt-

4ausschuß, den Inan Zzuerst als den iın Abs vorges«qhenen Erziehunggbeirat e 1mM Magistrat ansprechen wollte
e Elternausschüsse bekundeten allenthalben große Unzufriedenheit

mMmi1t den Bestrebungen der Schulverwaltung und mIit der Schmälerungihrer Rechte durch das Schulgesetz, das ohne ihre Einflußnahme
stande gekommen War,. Sıe vielfach nıcht einverstandıen mıt der
ausnahmslosen Durchführung der Ko&dukation, mIit der ausnahmslosen

zVerlängerung der Schulpflicht bis ZU. 18 Lebensjahr und mi1t der. Ver-
hinderung er höheren Bildung tür dıe Begabten, insbesondere mMIt
der Ausschaltung ihres Bestimmungsrechtes ber Schul- und Bıldungsartıhrer Kıinder. Im Oktober 1948 hatte INa damıt begonnen, dıe Schulein:
1n agern, dıe 1n der Ostzone i1hren Standort hatten, weıterzuführen.
Mängel 1n Unterbringung und Verpflegung SOW1E die Unmöglichkeitder Erfüllung relig1öser Verpflichtungen un: Weiterbildung boten An-
haltspunkte ZENUS, dıe Kınder Aaus dem- Lager herauszunehmen und ZU-
rückzuhalten Im SaANZCN SA InNnan auch hıer wieder dien Versuch, die
Kınder der Beeinflussung IeSs Elternhauses entziehen.
Dıe Erfahrungen miıt den Elternausschüssen veranlaßten dıe Ver-

waltung, die Ausschüsse durch 1Ne andere Organıisation, der „Freundieder Schule‘‘ ersetzen, bei deren Berufung dıie politischen un gesell-schaftlichen Organtisationen maßgebend mıiıtwirkten. Die Eltern aber wider-
sefizen sıch dieser Ausschaltung.

S  <



eter Friedrichs S A
In en Westsektoren 111 man die Verbindlichkeit der „Richtlinien“‘

anzweifeln, insbesondere hob 198028  - P  die Bestimmung ber Bildung der
Bezirks- un! Stadtausschüsse autf Da man deren tatsächliche: Bildung
nıcht verhindern kann, 111 INall ihre Wirksamkeit unterbinden, indem.
iNan ıhre Berechtigung Einflußnahme auf die Schulverwaltungen
verneint. uch sucht inanlı Einfluß aut dıie Bestellung der Vorsitzenden.
in den Klassen- und Schulausschüssen 1im kommenden. Jahre gewinnen.

Neuerdings droht dıe Schulfrage be1 der Angleichung der Berliner (Ge-

setzgebung dıe Bonner Verfassungsvorschläge e1iInNe große Rolle
spielen. Dıie sozialistischen Parteten suchen dıe aus dem Staatstotalitaris-
a xeborenie Einheitsschulgesetzgebung erhalten. Christliche Kre1se,
insbesondere. die Katholiken, hotftfen dıe Möglichkeit ZAUE Erlangung der
gyewünschten Bekenntnisschule erreichen. Die evangelische Kirchen-
leitung wünscht nıcht dıe allgemeıne Eiınführung der Söffentlichen Be-
kenntnisschule, S w1e S1C früher W4r (da s1e 11ULr eine Farce se1) ach
ihrer Auffassung ist 1e Lehrerschafit iıhrer überwiegenden Mehrheit
uch be1 außerlichem Bekenntnis einer christlichen Kıiırche tatsächlich
re1in materi1alistisch eingestellt. Das hat siıch Zanz besonders 1in der
nationalsozialistischen Zeıit gezeigt. Diese Erfahrungen sollen. sich nicht
wıiederholen. Darum verlangt dıe evangelısche Kırche, daß 16 öffent-
liche und jede Schule auihört, sich dem Christentum verschließen.
S1e so1] christentumsoffen SC11N. Überdies aber verlangt S1C dıe Möglich-
keıt der Eröfifnung VIO chulen tfür bekenntnistreue evangelische Kreise,
1n denen. die Erziehung und Bildung 1n oOhristlichem Ge1iste durchgeführt
wIird. Man wı1ll diese Schulen 1in Konkurrenz stellen. mit den anderen.«
S1ie sollen Muster seın dafür, W 4sSs christliche Bıldung leisten verma
SO soll jnetzt neben privaten Einheitsschulen auch e1n Gymnasıum enNnT-

stehen. Das Wesentliche ST daß Schulen da sind, denen: christlichle
wirken, dıe selbst hinreichend christlich gyebildet sind, auch

christlich erziehen können.
er Kampf geht weliter. Se1n tiefster Sınn 1st die Existenzirage ‘d‘ÜS'

Christentums. Das Christentum kämpft Se1Ne Unterdrückung. Aut
der anderen Se1te sind die Schlagworte . Kirche ® un: „„Konfessionalıtät”
1U Decknamen tür den Kampf den 'p@r5önlichen (Gott un echte
Religiosität. Christliche Eltern fühlen und kennen ihre Verantwortun
tür den Glauben iıhrer Kinder Gott S1ie verlangen dıe Freiheit, selbst
verantwortungsvoll handeln können und be1 der Erziehung ihrer
Kınder verantwortungsbewußsten Menschen nıcht durch (sesetze be-
hındert werden. S1e kämpfen dıe Sklaverei, dıe ihnen. das Rıecht
Qaut dıe Kinder nımmt.
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